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die k�nftigen Generationen die nat�rlichen Lebensgrundla-
gen und die Tiere. Die kulturellen Lebensgrundlagen werden
dagegen im Grundgesetz noch immer nicht ber�cksichtigt.
Dies muss sich �ndern.

Schließlich bezeichnet der Koalitionsvertrag der jetzigen Bun-
desregierung den Erhalt von Kulturdenkm�lern als eine ge-
samtstaatliche Aufgabe. Die Koalition setzt sich außerdem
f�r ein »Europ�isches Jahr f�r Denkmalschutz« ein.66

Wenn man bedenkt, dass Preußen bis zu seiner Aufl�sung
kein umfassendes Denkmalschutzgesetz erlassen hat, sollte
nicht zuletzt wegen der mittlerweile gestiegenen internationa-

len und europ�ischen Vorgaben zum Schutz der Denkm�ler
und Funde der Denkmalschutz im Sinne der hier gemachten
Vorschl�ge eine neue Chance erhalten. Nach zwei Weltkrie-
gen gilt nach dem Vorwort zum Schlussbericht der En-
quete-Kommission »Kultur in Deutschland« immer noch:

»Das, was von einer Gesellschaft bleibt, ist ihre Kultur. Sie ist
nicht nur Ornament, sondern das Fundament, auf dem un-
sere Gesellschaft steht und auf das sie baut.«67

Berichte

Straßen im Gesamtsystem der Verkehrstr�ger
60. Forschungsseminar des Arbeitskreises Straßenrecht am 22./23.09.2014 in Bonn
von Rechtsanwalt & Notar Prof. Dr. Bernhard St�er, Richter am BGH-Anwaltssenat, M�nster/Osnabr�ck*

Bereits seit seiner Gr�ndung im Jahre 19581 hat sich der Ar-
beitskreis Straßenrecht zu einem festen Bestandteil des Infor-
mationsaustausches der Straßenrechtler aus Bund und L�n-
dern, Rechtsprechung und Anwaltschaft, Wissenschaft und
Praxis entwickelt. Auch bei seinem 60. Treffen, das unter
der Leitung von Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner im Universi-
t�tsclub, dem G�stehaus der Universit�t Bonn, stattfand,
wurden aktuelle Fragen des Straßenrechts beraten. Die Vor-
bereitungen des neue Bundesverkehrswegeplans (BVWP), die
Straße und der �ffentliche Personennahverkehr (�PNV), die
k�nftige Finanzierung der Straßen und das neue EU-Verga-
berecht standen dabei auch unter Beteiligung des langj�hri-
gen Arbeitskreisleiters Prof. Dr. Willi Bl�mel (Speyer/Wil-
helmsfeld) und des weiteren straßenrechtlichen Urgesteins
Prof. Dr. Udo Steiner (Regensburg) im Mittelpunkt der zwei-
t�gigen Beratungen.

Der neue Bundesverkehrswegeplan und die SUP in
der Verkehrswegeplanung
Der Bundesverkehrswegeplan ist verkehrstr�ger�bergreifend
ausgerichtet und umfasst Straße, Schiene und Wasserstraße.
Er soll nach einer �ffentlichkeitsbeteiligung und entspre-
chenden Vorberatungen im Jahre 2016 vom Bundeskabinett
verabschiedet und anschließend in Ausbaugesetzen vom Bun-
destag beschlossen werden, erl�uterte Dr. Catharina Horn
vom Referat G 13 des Bundesministeriums f�r Verkehr und
digitale Infrastruktur (Berlin) den Fahrplan. Wichtiges Ele-
ment des in der Regel auf 10 bis 15 Jahre angelegten Plans
ist die �ffentlichkeitsbeteiligung, die sich aus der SUP-RL
ableitet. Danach sind Pl�ne und Programme mit entspre-
chenden Umweltauswirkungen einer Tr�ger- und �ffentlich-
keitsbeteiligung zu unterziehen. Das wird auch in einem kon-
tinuierlichen Beteiligungsprozess bei dem Bundesverkehrswe-

geplan stattfinden, erkl�rte Horn. Zugleich wies sie auf die
starke Unterfinanzierung des aktuellen BVWP mit einem of-
fenen Volumen von 86 Mrd. Euro hin. Der steigende Erhal-
tungsbedarf in den kommenden Jahren von ca. 7 Mrd. Euro/
Jahr f�r alle drei Verkehrstr�ger von Straße, Schiene und Was-
serstraße und ein steigendes G�terverkehrsaufkommen f�hre
zu Engp�ssen. Daher sei es wohl das Gebot der Stunde, der
Erhaltung der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur einen Vor-
rang vor Neubaumaßnahmen einzur�umen. Noch nicht be-
gonnene Projekte seien daher auf den Pr�fstand zu stellen.

Den Umweltbelangen komme bei der Projektbewertung eine
hohe Bedeutung zu. Dazu m�ssten die Umweltauswirkungen
in Fortentwicklung der ehemaligen Umweltrisikoeinsch�t-
zung f�r die �ffentlichkeitsbeteiligung entsprechend aufbe-
reitet werden. Auch eine verkehrs�bergreifende Alternativen-
pr�fung auf Projekt- und Planebene sei vor diesem Hinter-
grund wichtig. Auf dieser Grundlage w�rden die Projekte
jeweils durch eine Nutzen-Kosten-Analyse bewertet, in die
zugleich auch monetarisierte und andere Umweltkriterien
aber auch die Verkehrsprognose 2030 eingehen, und eine
strategische Priorisierung und Dringlichkeitsreihung aufge-
stellt.

In der Diskussion wurde die Bedeutung des Bundesverkehrs-
wegeplanes unterstrichen. Er gebe �ber die entsprechenden
Bedarfsgesetze die Planrechtfertigung f�r die einzelnen Maß-

66 Deutschlands Zukunft gestalten, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und
SPD, 2013,. S. 131.

67 G. Connemann, BT-Drucks. 16/7000 vom 11.12.2007, S. 4.

* Zu den vorangegangenen Tagungen St�er, DVBl 2005, 1489; DVBl. 2007,
231; St�er/Hermanns, DVBl 2007, 1481; DVBl 2008, 1430; St�er, DVBl
2009, 1432; St�er/Hermanns, DVBl 2010, 1492; DVBl 2011, 1404; DVBl
2013, 25; DVBl 2014, 32.

1 Die Gr�ndungssitzung des Arbeitsausschusses »Straßenrecht« fand am
02.05.1958 im G�stehaus der Landesregierung NRW in D�sseldorf statt.
Zum Wirken des Arbeitsausschusses in 50 Jahren Steiner, DVBl 2009, 614.
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nahmen, die durch Planfeststellung verbindlich ausgewiesen
w�rden. Eine �berzeugende Grundlage der Verkehrswegepla-
nung sein daher besonders wichtig. Durch die erforderliche
�ffentlichkeitsbeteiligung sei zugleich sichergestellt, dass die
Planungen nicht an den Interessen der Betroffenen vorbei er-
folgen. Dabei wurden die verst�rkten Mitspracherechte – so
war der Eindruck unter den Teilnehmern – allgemein be-
gr�ßt.

L�nder�bergreifende Standortkonzepte f�r H�fen
und Flugh�fen als Leitlinien der Straßenplanung
Die Verkehrsinfrastrukturplanung darf sich nicht nur auf
Teilaspekte wie etwa die Fernstraßen oder die Eisenbahnen
beschr�nken, sondern muss intermodal in dem Sinne sein,
dass alle Verkehrssysteme von der Straße �ber die Schiene
oder Wasserstraße bis hin zu den H�fen und Flugh�fen in
ein Gesamtkonzept eingebracht werden. Das ist nicht einfach
und setzt entsprechend umfangreiches Datenmaterial voraus.
Auf dieser Grundlage wird gegenw�rtig eine Raumwirksam-
keitsanalyse f�r die Bundesverkehrswegeplanung erstellt, er-
l�uterte Bernd Buthe den Aufgabenbereich des Bundesinsti-
tuts f�r Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) und pr�-
sentierte hierzu zugleich ausgew�hlte Ergebnisse.

Die Palette der dabei zu ber�cksichtigenden Aspekte ist viel-
schichtig. Amtliche Verkehrsleistungsstatistiken aus den un-
terschiedlichsten Bereichen des Personen- und G�terverkehrs
gehen in die Datengrundlagen ein. Auch m�ssen die aktuel-
len Daten perspektivisch in die Zukunft fortgeschrieben wer-
den, was nat�rlich schon etwas mit dem Blick in eine Glas-
kugel vergleichbar ist. Zugleich sind etwa bei Streiks oder
Naturkatastrophen f�r alle diese Verkehrstr�ger Notfallpla-
nungen zu entwickeln, die bei Bedarf sekundenschnell aus
der Schublade gezogen werden k�nnen. Selbst komplizierte
Zusammenh�nge zwischen der jeweiligen Belastungsober-
grenze etwa einer Autobahn und sich den dann ergebenden
Umverteilungen, m�ssen in das Gesamtkonzept eingestellt
werden. So haben die Verkehrswissenschaftler etwa herausge-
funden, dass die Aufnahmekapazit�t einer Autobahn eine be-
stimmte Obergrenze hat, und die Verkehrsteilnehmer sich
dann einen anderen Weg suchen, selbst wenn die Fahrt
dann l�nger dauert, als wenn sie auf der verstopften Autobahn
geblieben w�ren. Das alles ist nur mit Hilfe komplizierter Da-
tenverarbeitung m�glich, erl�uterte Buthe. Auch die voraus-
sichtliche Entwicklung des regionalen Bev�lkerungspotenzi-
als, Raumrelevanz und Raumwiderst�nde oder die funktiona-
le Gliederung etwa der zentralen Standorte des G�terverkehrs
oder die r�umliche Auspr�gung von Erreichbarkeitsdefiziten
durch entsprechende PKW-Fahrzeiten oder die Erreichbar-
keit von Autobahnen oder Flugh�fen gehen in das Gesamt-
modell ein, das einen wichtigen Beitrag f�r entsprechende
Empfehlungen an die zuk�nftige Verkehrspolitik geben kann.

In der Diskussion wurde auch die Frage er�rtert, wie sicher die
Prognosegrundlagen und der Prognoseschluss selbst ist. Man
k�nne zwar in gewisser Hinsicht wahrscheinliche Entwick-
lungen vorhersagen. Ob diese allerdings eintreffen, sei viel-
fach mehr als vage. Große Infrastrukturprojekte etwa wie
der Flughafen in Sch�nefeld w�rden erst sehr viel sp�ter als
erwartet fertiggestellt. Auch k�nne durchaus schon einmal am
Bedarf vorbeigeplant werden, wie etwa der Flughafen Kas-
sel-Calden oder der hinsichtlich der Ausnutzung nur schlep-

pend anlaufende Jade-Weser-Port zeige. Auch die detaillier-
teste Datengrundlage gew�hrleiste nicht immer, dass die
Erwartungen auch eintreten. Der Beitrag der Fachwissen-
schaft k�nne daher nur ein dienender sein. Letztlich m�sse
die Politik entscheiden und dann wohl auch die Verantwor-
tung f�r das Gelingen der gelegentlich hochfliegenden Pl�ne
tragen (zu den Er�rterungen des Deutschen Juristentages zur
Haftung f�r gescheiterte Großprojekte St�er, DVBl 2014,
Heft 24). Die Bereitstellung der Daten im Internet versach-
liche allerdings die Diskussion und es steige die M�glichkeit,
f�r Projektbef�rworter und Projektgegner gleichermaßen
Sachargumente auszutauschen als sich lediglich ohne Detail-
kenntnis auf die eine oder andere Seite zu schlagen.

Die Straße im Kontext des �PNV
Eine verkehrstr�ger�bergreifende Verkehrspolitik ist beson-
ders an der Schnittstelle zwischen Individualverkehr auf der
Straße und �ffentlichem Personennahverkehr wichtig. Das
gilt nicht nur f�r die Forderung, mehr Fahrg�ste vom Auto
in schienengebundene Verkehrssysteme und in Busse zu len-
ken und damit zugleich Kosten- und Umweltaspekten besser
Rechnung zu tragen. Dabei hat der �PNV eine wichtige Be-
deutung, der sich vom Fernverkehr, G�terverkehr und Indi-
vidualverkehr abgrenzt. Nat�rlich kann nicht jeder, wie be-
reits Mitte des 17. Jahrhunderts in Paris, mit einer S�nfte
oder sp�ter mit einer Kutsche, einem Pferdeomnibus, einer
Pferdestraßenbahn oder wie heute noch in Asien in einer Rik-
scha durch die Lande gleiten. Und darum geht es auch nicht.
�ffentliche Verkehrsmittel, die seit Mitte des 19. Jahrhun-
derts vor allem mit der Dampflokomotive, Dampfschiffen
oder Elektrischen Straßenbahnen sowie U-Bahnen das Bild
des Verkehrsgeschehens bereichert haben, haben inzwischen
als Teil der Daseinsvorsorge eine herausgehobene Bedeutung
und tragen den gewachsenen Mobilit�tserwartungen der Be-
v�lkerung Rechnung. Zwei wichtige Vorteile des �PNV im
Vergleich zum Individualverkehr sind die h�here Bef�rde-
rungskapazit�t und ein geringerer Fl�chenverbrauch. In St�d-
ten, die �ber einen gut ausgebauten �PNV verf�gen, kann
der Anteil der Wege, die mit dem Kfz zur�ckgelegt werden,
weniger als 50 % betragen.

Rechtsgrundlagen des �PNV sind das Gesetz zur Regionali-
sierung des �ffentlichen Personenahverkehrs (RegG), in dem
die Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bev�l-
kerung mit Verkehrsleistungen im �ffentlichen Personennah-
verkehr als eine Aufgabe der Daseinsvorsorge« bezeichnet
wird, und die Nahverkehrsgesetze der L�nder. Die Mehrzahl
der Bef�rderungsf�lle eines Verkehrsmittels �bersteigt dabei
eine Reiseweite von 50 km oder die gesamte Reisezeit eine
Stunde nicht. Nach § 5 RegG stehen den L�ndern Mittel
f�r den �PNV aus dem Mineral�lsteueraufkommen des
Bundes zur Verf�gung. Zust�ndig f�r den Schienenperso-
nennahverkehr sind die L�nder oder nach Maßgabe der Lan-
desgesetze Zweckverb�nde. Der Straßenpersonennahverkehr
liegt in der Hand der Kreise und kreisfreien St�dte. Die
meisten Aufgabentr�ger sind zudem in Verkehrsverb�nden,
Verkehrsgemeinschaften, Tarifverb�nden oder Tarifgemein-
schaften organisiert, in denen alle Verkehrsmittel mit einem
Fahrschein genutzt werden k�nnen (wikipedia:�PNV).

Prof. Dr. Michael Fehling LL.M. (Berkeley) von der Bucerius
Law School, Hamburg, sprach sich f�r eine �PNV-freundli-
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che Planung und Gestaltung des Straßenraums aus. Die Pla-
nungen verschiedener Arten und Ebenen m�ssten aufeinan-
der aber auch mit straßenverkehrsrechtlichen Anordnungen
abgestimmt werden. Die erforderliche Koordination der ver-
schiedenen Planungsebenen sei allerdings vielfach noch nicht
optimal. Zwar begreife sich die Nahverkehrsplanung als theo-
retisch zentrales Steuerungsinstrument. Die Vernetzung mit
anderen Planungsebenen m�sse allerdings noch verbessert
werden. Das gelte etwa f�r die Ziele der Raumordnung und
Landesplanung, die L�rmaktionspl�ne (§ 47d BImSchG), die
Luftreinhaltepl�ne (§ 47 BImSchG) aber auch die Bauleitpl�-
ne und die Planfeststellung. Die bauliche Umsetzung m�sse
durch eine entsprechende Finanzierung gesichert werden.
Dabei komme dem Straßenverkehrsrecht eine dienende Rolle
zu. Ein Verkehrsarten �bergreifendes, sukzessive konkretisier-
tes Gesamtverkehrskonzept w�re mit dem vorhandenen Pla-
nungsinstrumentarium durchaus m�glich, doch fehlt dazu
eine hinreichende Vernetzung der Ebenen.

Wer den motorisierten Individualverkehr eind�mmen will,
muss umweltschonendere (�ffentliche) Verkehrsalternativen
bereitstellen und entsprechende Angebote zu einer attraktiven
Mobilit�tskette vernetzen. �ber den Gedanken der Daseins-
vorsorge hinaus erscheint dies sogar grundrechtlich fundiert.
Ein Teilhaberecht auf Mobilit�t aus Art. 2 Abs. 1 GG ist nicht
auf das Auto fixiert. Umgekehrt muss wegen Art. 20a GG der
umweltschonendere �PNV bei der Befriedigung der Mobi-
lit�tsbed�rfnisse Vorrang genießen. Dies hat sich auch in der
Gestaltung des �ffentlichen Straßennetzes in Abstimmung
mit den Angeboten von Bussen und Bahnen widerzuspiegeln,
so Fehling in seinem Fazit.

In der Diskussion wurde auf die Breite der inzwischen erkenn-
baren Entwicklung verwiesen. Mehr und mehr seien es auch
Elektromobile, Kraftr�der oder Fahrr�der, die das Bild der
Straße und ihrer begleitenden Busspuren, Fußg�nger- und
Radfahrwege pr�gen. Dies stelle wohl auch die Straßen- und
Bauleitplanung vor neue Aufgaben. Denn die Abgrenzung
der Regelungen im Planungs- und Straßenverkehrsbereich
sei schwieriger. F�r die Festsetzung von Einzelheiten der Ver-
kehrswege halte § 9 BauGB nur einen beschr�nkten Katalog
bereit. Hier m�sse das Planungsrecht mit den straßenverkehr-
lichen Anordnungen Hand in Hand genutzt oder sogar wei-
terentwickelt werden. Auch k�nne �berlegt werden, f�r eine
�bergangszeit auch die Busspuren f�r die Elektroautos zu �ff-
nen oder sie in sonstiger Weise durch kommunale Aktionen
zu f�rdern.

Selbstfinanzierte Straßen
Straßensch�den nicht nur als Auswirkungen von Frostperi-
oden, gef�hrliche instabile Br�ckenanlagen, die ganz oder
wie die Rheinautobahnbr�cke bei Leverkusen der A 1 zumin-
dest f�r den LKW gesperrt und ganz neu gebaut werden m�s-
sen, das sind nur einige Anzeichen daf�r, dass der Straßenbau
seit Jahren unterfinanziert ist. Abhilfe zu schaffen, ist nicht
ganz einfach. Viele Modelle wie etwa die Privatfinanzierung
von teuren Autobahnabschnitten wie etwa die norddeutschen
Tunnelprojekte sind gescheitert oder doch so oder so in eine
finanzielle Schieflage geraten. Die erwarteten Einnahmen
durch Mautfinanzierung sind weitgehend ausgeblieben, w�h-
rend die Baukosten auch nach Auftragsvergabe um durch-
schnittlich mehr als ein Drittel in die H�he geschnellt sind.

Das kann nicht gut gehen. Auch die von Bayern ins Spiel ge-
brachte PKW-Maut wird hier aus verschiedenen Gr�nden
wohl keine sp�rbare Linderung bringen, selbst wenn das
Mautprojekt nicht an einem europ�ischen Vetorecht schei-
tert. Auf welche soliden Beine kann die Bundesstraßenfinan-
zierung daher k�nftig gestellt werden? Gibt es Auswege aus
dem Dilemma oder kann nur tatenlos zugesehen werden, wie
das vorhandene Straßennetz langsam aber sicher immer ma-
roder wird? Und sind es nur noch einige Prestigeprojekte, de-
ren Verkehrsnutzen vielleicht nicht sonderlich groß ist, die
aber mit einem politischen R�ckenwind noch in einen siche-
ren Hafen segeln?

Vor allem das j�hrliche Haushaltssystem machte Wolfgang Ku-
gele vom ADAC e.V. M�nchen, daf�r verantwortlich, dass
eine l�ngerfristige Verl�sslichkeit der Verkehrsfinanzierung
nicht gegeben ist. Eine Mautfinanzierung werde hier keine
Abhilfe schaffen. Denn sie komme wohl nur teilweise den
eigentlichen Baumaßnahmen an den Verkehrswegen zugute.
Zudem f�hre sie zu unerw�nschten Verkehrsverlagerungen.
F�r die ausk�mmliche Finanzierung der Verkehrsinfrastruk-
tur seien nicht automatisch neue Abgabensysteme entschei-
dend. Vielmehr gelte es, einen gr�ßeren Teil der Abgaben aus
dem Verkehr dort auch zu binden. Denn gegenw�rtig fließe
nur etwa die H�lfte der dort generierten Einnahmen dem Ge-
samtverkehrssystem auch wieder zu. Auch m�sse die Politik
�ber die j�hrlichen Haushalte hinaus eine gr�ßere Selbstbin-
dung eingehen. Hierzu geh�ren Konzepte der �berj�hrlich-
keit etwa durch eine Erkl�rung zur �bertragbarkeit von
Haushaltsmitteln (§§ 19, 45 BHO), der »Mehrj�hrigkeit«
etwa durch Erkl�rung der Mittel zur Selbstbewirtschaftung
(§ 15 BHO) und Leistungs- und Finanzierungsvereinbarun-
gen sowie Sonderverm�gen. Die vorgenannten Optionen
greifen zwar in unterschiedlicher Weise in allgemeine Haus-
haltsgrunds�tze ein und schw�chen das Budgetrecht des Par-
laments sowie die Steuerungs- und Kontrollm�glichkeiten im
Haushaltsvollzug des Bundesfinanzministers. Es empfehle
sich jedoch ein stufenweises Vorgehen, durch das haushalts-
politische Bedenken gemildert und Effizienzpotentiale durch
eine kreislaufwirtschaftsorientierte haushaltsnahe Fondl�-
sung genutzt werden k�nnten, meinte der ADAC-Referent
f�r Infrastrukturprojekte.

F�r die Verteilung der Finanzmittel k�men mehrere Gesichts-
punkte in Betracht, wurde in der Diskussion angemerkt. Sie
k�nnten im Schwerpunkt dort eingesetzt werden, wo sie er-
wirtschaftet sind. Man k�nne aber auch �berlegen, unabh�n-
gig von der �rtlichen Herkunft der Mittel diese dort einzuset-
zen, wo ein besonders dringender Handlungsbedarf bestehe.
Die Kfz-Steuer verursache wegen der zahlreichen Nichtzahler
erhebliche Kosten, verlaute aus gut unterrichteten Kreisen aus
der Finanzverwaltung. Daher k�nne es sich empfehlen, diese
Steuer durch eine allgemeine Infrastrukturabgabe zu ersetzen,
gab Steiner zu bedenken. Es gehe kein Weg daran vorbei, die
Ausbaustandards einzuhalten. Das gelte vor allem bei Bun-
des- und Landesstraßen, sei aber auch f�r Gemeindestraßen
erforderlich. Die Interessenkonflikte m�ssten in wechselseiti-
ger Abstimmung von Haushalts- und Verkehrspolitikern ge-
l�st werden. Nur wer sein Anliegen auf gesellschaftliche und
politische breitere Schultern stelle, k�nne mit einer angemes-
senen Umsetzung rechnen, f�gte der ehemalige Richter des
BVerfG hinzu.
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Das neue Vergaberecht
Die neuen EU-Vergaberichtlinien sind am 17.04.2014 in
Kraft getreten. Der Gesetzgeber hat nun zwei Jahre Zeit, sie
in deutsches Recht umzusetzen. Das Gesamtpaket besteht aus
drei Teilen: eine (neue) allgemeine Vergabekoordinierungs-
RL, eine (neue) Sektoren-RL 2014 25/EU und (erstmals)
eine Konzessions-RL 2014/23/EU. Bei der Vergabe von �f-
fentlichen Auftr�gen k�nnen in Zukunft auch �kologische
und soziale Kriterien verst�rkt eine Rolle spielen. Neben das
Kriterium des »wirtschaftlich g�nstigsten Angebots« z�hlt
nun auch das beste Preis-Leistungs-Verh�ltnis. Interessant ist
von den insgesamt drei Richtlinien insbesondere die Richtli-
nie �ber die Vergabe �ffentlicher Auftr�ge. Es zeichnet sich
eine Umsetzung innerhalb des bew�hrten deutschen Vergabe-
rechtssystems nach dem Kaskadenprinzip (Gesetz, Verord-
nung sowie Vergabe- und Vertragsordnungen) ab. Vor allem
die VOB/A, die praxisnahe Verfahrensvorschriften f�r die
Vergabe �ffentlicher Bauauftr�ge enth�lt, ist entsprechend
anzupassen. Jeder Mitgliedstaat kann zuk�nftig selbst nach
diesen �kologischen und sozialen Kriterien entscheiden, ob
eine Beh�rde oder ein Privatunternehmen den �ffentlichen
Bau- oder Dienstleistungsauftrag ausf�hren soll. Die Kriteri-
en der Vergabe gelten dabei auch f�r Unterauftragsnehmer,
erl�uterte Prof. Dr. Thorsten Siegel, FU-Berlin.

Auftr�ge f�r große Projekte k�nnen in Lose unterteilt werden,
sodass sich Unternehmen auch f�r eine Teilleistung bewerben
k�nnen. Die Regelung ist f�r Deutschland allerdings nicht
neu. K�nftig kann im Bieterverfahren ein einheitliches elek-
tronisches Auftragsdokument verwendet werden. Nur wer
den Zuschlag erh�lt, muss die Originaldokumente einrei-
chen. Neben den bisher gegebenen Vorrang des offenen Ver-
fahrens tritt nun ein gest�rktes Verhandlungsverfahren.

Das Gesetzpaket enth�lt außerdem gemeinsame EU-Stan-
dards f�r Konzessionsvertr�ge. Ausgenommen bleibt die
kommunale Wasserversorgung.

Durch m�gliche Kriterien wie Klima- und Umweltschutz, In-
novationsf�rderung oder die Lebenszykluskosten eines Pro-
duktionsprozesses vergr�ßern sich allerdings die Nachweis-
pflichten und damit der b�rokratische Aufwand gerade f�r
kleinere und mittlere Unternehmen, wird das EU-Gesetzes-
paket von Teilen der deutschen Wirtschaft kommentiert.
Deshalb entz�ndet sich gerade an diesen neuen Zuschlagskri-
terien die Kritik. Schon heute k�nnen �kologische, soziale
und Innovationskriterien ber�cksichtigt werden, soweit sie
in einem Zusammenhang mit dem konkreten Auftragsgegen-
stand stehen. Es wird deshalb eine Begrenzung vergabefrem-
der Kriterien auf auftragsbezogene Aspekte gefordert. Zudem
wird bef�rchtet, dass das modernisierte Vergaberecht f�r klei-
nere und mittlere Unternehmen schwieriger wird. Die Richt-
linien sollten deshalb nur im tats�chlich zwingend notwendi-
gen Umfang in das deutsche Vergaberecht umgesetzt werden.
Denn bereits heute w�rden Handwerker zunehmend auf-
grund der Kompliziertheit der Verfahren auf die Teilnahme
an �ffentlichen Ausschreibungen verzichten.

Die Vergabeverfahren d�rfen sich nicht zu Stolpersteinen der
Verkehrsplanung entwickeln. Wenn das Baurecht auch nach
langwierigen Planungs- und Gerichtsverfahren bestehe, dann
d�rfe es nicht zu unertr�glichen weiteren Verz�gerungen
durch Konkurrentenklagen in Vergabeverfahren kommen,
forderte der Vizepr�sident des VGH M�nchen, Dr. Erwin

Allesch in der Diskussion. Zugleich wurde allerdings �ber Er-
fahrungen berichtet, wonach die Vergabeverfahren und deren
rechtliche Nachpr�fung durchweg nicht zu gr�ßeren zeitli-
chen Verz�gerungen f�hren. Durch ein begleitendes einstwei-
liges Rechtsschutzverfahren sei vielmehr in aller Regel sicher-
gestellt, dass �ber Vergabestreitigkeiten zeitnah entschieden
werde, erl�uterte Prof. Dr. Ulrich Stelkens (Speyer). Die Reich-
weite der M�glichkeiten, vergabefremder Kriterien in das
Vergabeverfahren einzuspielen, sei wohl noch nicht abschlie-
ßend festgelegt.

Am Rande der Tagung kamen unter den Vergaberechtlern
noch zahlreiche weitere Gesichtspunkte zur Sprache: Einer-
seits wird vermutet, dass die neuen Kriterien das Diktat des
niedrigsten Preises beenden und die Qualit�t wieder in den
Mittelpunkt stellen. Andererseits wird aber auch bef�rchtet,
dass k�nftig unz�hlige und beliebige vergabefremde Kriterien
mit in eine Vergabe hineinspielen und dies Willk�r sowie Ver-
zerrungen nach sich ziehen wird.

In der interkommunalen Zusammenarbeit ist nun geregelt,
dass die �ffentliche Hand Auftr�ge direkt und ohne Verga-
beverfahren an kommunale Betriebe vergeben kann, wenn
bestimmte, festgelegte Kriterien erf�llt sind. Auch daran
kommt Kritik aus dem Handwerk. F�r die �ffentliche
Hand sei es k�nftig leichter, andere �ffentliche Stellen zu be-
auftragen, ohne ein Ausschreibungsverfahren durchf�hren zu
m�ssen. Damit werde einer weitgehenden Rekommunalisie-
rung Vorschub geleistet – so werden Beschaffungsm�rkte
nicht ge�ffnet, sondern abgeschottet. Der Zweck des Ver-
gaberechts sei es nicht, der �ffentlichen Hand die Vergabe
von Auftr�gen zu erleichtern, sondern sicherzustellen, dass
Steuergelder sinnvoll eingesetzt werden. Dies k�nne nur
dann gelingen, wenn die Auftr�ge im Wettbewerb und ohne
Diskriminierung vergeben w�rden, verlautet in den Kaffee-
pausen.

Treffen in der Bundesstadt
Der Bonner Universit�tsclub hat sich unter Leitung von Dur-
ner nun schon zum achten Mal in Folge als �beraus gastliche
Tagungsst�tte mit einem beeindruckenden Ambiente be-
w�hrt. Die Bonner Beratungen werden wohl schon bald in
einem Tagungsband gedruckt vorliegen.2 Das n�chste Treffen
der Straßenrechtler, auf das sie sich nicht nur wegen der stets
ausgezeichneten Rahmenbedingungen im G�stehaus der
Universit�t Bonn freuen, findet am 21. und 22.09.2015 wie-
derum in Bonn statt.

2 Forschungsgesellschaft f�r das Straßen- und Verkehrswesen, Schriftenreihe
Straßenrecht, vertrieb@nw-verlag,de.
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